
Voraussetzungen des Wirksamwerdens von Rechtsgeschäften
Damit das Rechtsgeschäft wirksam wird und gewünschte Rechtsfolgen herbeiführt, sollen die Parteien beim Geschäftsabschluss vier Bedingungen einhalten:
1.  Einhaltung der Geschäftsform
2. Geschäftsfähigkeit der Parteien
3. Übereinstimmung des Willens mit der Willenserklärung
4. der gesetzmäβige Geschäftsinhalt
_________
5. staatliche Registrierung, falls es gesetzlich erforderlich ist!

1. Einhaltung der Geschäftsform 
Das Geschäft muss in der gesetzlich vorgeschriebenen Geschäftsform geschlossen werden. Durch Gesetz können entweder schriftliche oder notarielle Formen vorgeschrieben sein.
z.B. Art.584 ZGB: Ein Rentenvertrag unterliegt der notariellen Beglaubigung. Der Vertrag, der eine Veräuβerung von unbeweglichen Vermögen gegen Zahlung einer Rente vorsieht, unterliegt auch der staatlichen Registrierung.

z. B. Art. 786 Pkt. 2 ZGB Vertrag über Personenbeförderung: Der Abschluss eines Vertrags über die Personenbeförderung wird durch einen Fahrschein und die Aufgabe vom Gepäck durch einen Gepäckschein beurkundet. 

z.B. Art. 574 Pkt. 2 Form eines Schenkungsvertrag: Ein Vertrag über die Schenkung von beweglichen Vermögen muss in den Fällen in schriftlicher Form erfolgen, in denen 
- eine juristische Person der Schenker ist, und der Wert des Geschenks das Fünffache des durch Gesetzt festgelegten Mindestlohn übersteigt;
- der Vertrag ein Versprechen über die Schenkung in der Zukunft enthält.

Falls durch das Gesetz keine bestimmte Form vorgeschrieben ist, muss das Geschäft in der von den Parteien vereinbarten Geschäftsform geschlossen werden. Die Folgen der Nichteinhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen oder von Parteien vereinbarten  schriftlichen Form sind im Art. 162 ZGB geregelt, so verlieren die Parteien das Recht, sich im Falle einer Streitigkeit zur Bestätigung des Geschäfts selbst und seiner Bedingungen auf Zeugnisaussagen zu berufen, sie dürfen aber schriftliche und andere Beweise vorlegen. Auf solcher Weise haben die Rechtsfolgen der Nichteinhaltung schriftlicher Form die prozessuale Bedeutung (die Parteien können keine Zeugnisaussagen vorlegen).

Ebenso hat Nichteinhaltung der notariellen  Form gleichfalls die Nichtigkeit des Geschäfts zur Folge (Art. 165 Pkt. 1ZGB).

Staatliche Registrierung von Rechtsgeschäften
Rechtsgeschäfte über Immobilienrechte und das Vermögen bestimmter Art unterliegen der staatlichen Registrierung in einem einheitlichen staatlichen Register.
Laut Art. 165 Pkt. 1 ZGB führt in den durch Gesetzt bestimmten Fällen Nichteinhaltung des Erfordernisses der staatlichen Registrierung des Geschäfts zur Nichtigkeit des Geschäfts.
[bookmark: _GoBack]Art. 433 Pkt. 3 ZGB Ein Vertrag, der der staatlichen Reistrierung unterliegt, gilt ab dem Zeitpunkt einer Registrierung als geschlossen, wenn durch Gesetz  nichts anders vorgesehen ist. 
Zwei Artikel ZGB widersprechen einander. Der Dogmatik und der Praxis nach ist ein Rechtsgeschäft, welches der durch Gesetzt vorgeschriebenen staatlichen Registrierung ermangelt, nicht geschlossen  

2. Geschäftsfähigkeit der Parteien

Im Kapitel 9 § 2 ZGB bestimmt der Gesetzgeber die Fälle, wann die Rechtsgeschäfte unwirksam sind, welche  davon anfecnhtbar und nichtig sind. 

Die Anfechtbarkeit des  Geschäfts bedeutet, daβ das Geschäft auf das Verlangen von befangenen Personen durch Gericht unwirksam erklärt werden kann.
Die Nichtigkeit des Geschäfts bedeutet, daβ das Geschäft von Anfang an unabhängig von einer richterlichen Erklärung unwirksam ist.

Der Mangel der Geschäftsfähigkeit einer oder beiden Parteien beim Geschäftsschluss hat die Unwirksamkeit des Geschäfts zur Folge.  Wegen des Mangels der Geschäftsfähigkeit kann das  Geschäft anfechtbar oder nichtig sein.

Je nach dem Alter und medizinischen Kriterien des Menschen unterscheidet man 5 Stufen der zivilrechtlichen Geschäftsfähigkeit: 
- volle Geschäftsfähigkeit, 
- Geschäftsfähigkeit von Nichtvolljährigen im Alter von 14 bis 18 Jahren,
- Geschäftsfähigkeit von Minderjährigen im Alter von 6 bis 14 Jahren, 
- beschränkte Handlungsfähigkeit, 
-  Geschäftsunfähigkeit.

Art. 171 ZGB Die Rechtsgeschäfte eines Geschäftsunfähigen sind nichtig.
Das Rechtsgeschäft eines Geschäftsunfähigen kann auf Verlangen seines Vormunds wirksam erklärt werden, wenn es zu Gunsten des Geschäftsunfähigen getan ist.

Art. 172 ZGB Die Rechtsgeschäfte eines Minderjährigen sind nichtig.
Ausnahme siehe Art. 28 ZGB! 
Das Rechtsgeschäft eines Minderjährigen kann auf Verlangen seiner Eltern, Adoptiveltern, Vormunds wirksam erklärt werden, wenn es zu Gunsten des Minderjährigen getan ist.

Art. 175 ZGB Die Rechtsgeschäfte eines Nichtvolljährigen, die ohne gesetzlich erforderte Einwilligung seiner Eltern, Adoptiveltern, Vormünder, vorgenommen wurden, können durch das Gericht unwirksam erklärt werden. Die Klage auf Nichtwirksamkeit soll von Eltern, Adoptiveltern, Vormündern  (Befangenen) erhoben werden.

Art. 176 ZGB Der Mensch mit beschränkter  Geschäftsfähigkeit kann nicht über sein Vermögen ohne Genehmigung des Pflegers verfügen.  Solche Rechtsgeschäfte können auf Verlangen des Pflegers durch das Gericht unwirksam erklärt werden.

1. Der gesetzmäβige Geschäftsinhalt
Ein Rechtsgeschäft, das gegen den Grundladen der Rechtsordnung der Russischen Föderation und die guten Sitten verstöβt, ist nichtig.
Z.B. Sklavenhandel, Zahlungen in einem Kasino, Leistungslohn für Prostitution
Ein Rechtsgeschäft muβ gesetzmäβig sein!
Falls ein Rechtsgeschäft gegen eines Gesetz oder anderen Rechtsakten verstöβt ist sie nichtig. Das Gesetz kann festlegen, daβ ein gesetzwidrige Rechtsgeschäft anfechtbar ist oder andere Folgen der Rechtsverletzung vorsehen.

Z.B. Art. 575 Pkt. 3 ZGB Verbot einer Schenkung: Eine Schenkung ist zwischen gewerblichen Organisationen nicht zulässig.(Nichtigkeit)

Art. 572 Pkt. 3 ZGB Schenkungsvertrag: Ein Vertrag, der die Übergabe eines Geschenks an einen Beschenken nach dem Tod des Schenkers vorsieht, ist nichtig. Solche Art der Schenkung wird durch Gesetzt über Erbschaft reguliert (andere Folgen der Rechtsverletzung).

Art. 627 Pkt. 1 ZGB Dauer eines Verleihvertrag: ein Verleihvertrag wird für eine Dauer von bis zu einem Jahr geschlossen (Nichtigkeit).

Art. 173 ZGB Das Rechtsgeschäft, das von einer juristischen Person in Widerspruch zu ihrer Gründungsdokumenten vorgenommen wurde, kann durch das Gericht der Befangenen unwirksam erklärt werden.   
Das Rechtsgeschäft der juristischen Person, die eine Lizenstätigkeit der juristischen Person voraussieht.

3. Übereinstimmung des Willens mit der Willenserklärung
Nach heutiger Dogmatik sind der Wille und die Willenserklärung Bausteine (Tatbestände) des Rechtsgeschäfts.
Der Wille ist der innere Tatbestand = subjektiver Tatbestand.
Die Willenserklärung ist der äuβere Tatbestand = objektiver Tatbestand.
 Der  Konflikt zwischen zwei Tatbeständen des Rechtsgeschäfts hat die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des Geschäfts zur Folge.
So gibt es in ZGB folgende Artikel, die mögliche Variante des Konflikts beschreiben und die regeln.
z. B. Art. 170 ZGB Scheingeschäfte, Vorgetäuschte Rechtsgeschäfte
Art. 174 ZGB Einschränkung von Abschlussvollmacht
Art. 177 ZGB  Rechtsgeschäfte des Bürgers, der beim Geschäftsschluss nicht im Stande war seine Handlungen zu verstehen oder sie zu steuern.
Art. 178, 179 ZGB Anfechtbarkeit wegen Täuschung, Irrtums, Drohung.
Art. 179 ZGB Geschäftsabschluss unter Einfluss von Zusammentreffen der schwierigen Umständen









